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Entschließungsantrag 
 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
Mehr Wohnungsbau ermöglichen – Landesbauordnung konsequent weiterentwickeln, 
Baukosten senken und Genehmigungsverfahren weiter beschleunigen 
 
 
zu dem Gesetzentwurf „Drittes Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und 
weiterer Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen“ 
 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/17474 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 
Drucksache 18/19457 
 
 
I. Der Landtag stellt als Ausgangslage fest: 
 
Nordrhein-Westfalen weist – zwar regional unterschiedlich – eine insgesamt angespannte 
Wohnungsmarktlage auf. Über das gesamte Bundesland hinweg fehlen rund 376.000 Woh-
nungen1.- insbesondere in und um die Städte Bonn, Düsseldorf, Köln, Münster. Wohnen wird 
die Wohnungsnot immer mehr zu einer gesellschaftlichen Herausforderung. 
 
Die Zahl der Baugenehmigungen und Baufertigstellungen bleibt deutlich hinter dem tatsächli-
chen Bedarf zurück. Hohe Baukosten auch für Material und Bauflächen, eine zunehmende 
Regulierungsdichte durch eine Vielzahl technischer und rechtlicher Vorgaben und Anforderun-
gen an Planung und Bauausführung sowie immer noch zu lange Genehmigungsverfahren er-
schweren Investitionen, insbesondere private Investitionen, in dringend benötigten Wohn-
raum. In der Folge werden leider insbesondere im freifinanzierten Wohnungsbau Projekte ver-
schoben oder vollständig aufgegeben. Davon sind auch Maßnahmen im Gebäudebestand be-
troffen, obwohl hier ein erhebliches Potenzial zur kurzfristigen Schaffung zusätzlichen Wohn-
raums besteht2: Umbauten, Nutzungsänderungen, Dachgeschossausbauten und Aufstockun-
gen ermöglichen zusätzlichen Wohnraum, ohne weitere Flächen in Anspruch zu nehmen. 
 

 
1 Studie Pestel-Institut / Sozialer Wohn-Monitor 2026, abgerufen unter: https://mieterbund.de/app/uplo-
ads/2026/01/Sozialer-Wohnmonitor-2026.pdf 
2 Haufe: „Aufstockung: Millionen-Potenzial für Wohnungen auf Gebäuden“ – Zusammenfassung der 
Pestel/TU-Darmstadt-Studie mit Angabe des Potenzials von 2–3 Millionen Wohnungen im Bestand. 
(https://www.haufe.de/immobilien/entwicklung-vermarktung/studie-zwei... 
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Eine moderne Landesbauordnung stellt die berechtigten Schutzziele des Bauordnungsrechts 
als Gefahrenabwehrrecht nicht in Frage, ermöglicht aber wirtschaftlich sinnvolle und innova-
tive Lösungen auch und insbesondere im Bestand. Die nach langer Ankündigung schließlich 
Anfang des Jahres 2026 eingebrachte Dritte Änderung der Landesbauordnung 20183 sieht in 
mehreren Bereichen richtige Maßnahmen vor: Die stärkere Privilegierung des Bauens im Be-
stand, die Erleichterung für Um- und Ausbauten, die Reduzierung unnötiger bauordnungs-
rechtlicher Anforderungen, die Einführung einer Genehmigungsfiktion, die Digitalisierung von 
Genehmigungsverfahren sowie die stärkere Orientierung an den bauordnungsrechtlichen 
Schutzzielen anstelle technischer Detailvorgaben sind wichtige und lange überfällige Wei-
chenstellungen, um Bauen einfacher, schneller und wirtschaftlicher zu machen. 
 
Die am 14. April 2026 durchgeführte Sachverständigenanhörung des Ausschusses für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung4 hat diesen grundsätzlichen Kurs in weiten Teilen bestätigt. Ver-
treter der Wohnungswirtschaft, der Bauwirtschaft, der planenden Berufe sowie des Handwerks 
haben ausdrücklich anerkannt, dass der Gesetzentwurf zahlreiche seit Jahren bestehende 
Hemmnisse beseitigt und insbesondere das Bauen im Bestand erleichtert. Zugleich haben 
nahezu alle Sachverständigen darauf hingewiesen, dass das vorhandene Deregulierungs- und 
Beschleunigungspotenzial noch nicht ausgeschöpft ist. Sie haben zahlreiche weitergehende 
Vorschläge unterbreitet, um Wohnungsbau schneller, wirtschaftlicher und unbürokratischer zu 
ermöglichen. Es bleibt also festzuhalten, dass die geplante Änderung der Landesbauordnung 
nicht der erhoffte „große Wurf“ bei der Bekämpfung der Wohnungsnot in Nordrhein-Westfalen, 
aber ein Schritt in die richtige Richtung ist. 
 
Insbesondere die Stellungnahmen des BFW Nordrhein-Westfalen, des VdW Rheinland West-
falen, von Haus & Grund Rheinland Westfalen, der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen, 
des Bundes Deutscher Baumeister, Architekten und Ingenieure sowie der Bauverbände Nord-
rhein-Westfalen machen deutlich, dass sich die Ziele der Landesbauordnung nur dann voll-
ständig erreichen lassen, wenn der eingeschlagene Weg konsequent fortgesetzt wird. Die 
Sachverständigen wiesen darauf hin, dass die bestehenden Möglichkeiten noch nicht vollstän-
dig ausgeschöpft würden. So sehen sie u.a. die Notwendigkeit einer weiteren Reduzierung 
kostensteigernder Regelungen sowie eine enge Verzahnung mit den notwendigen bundes-
rechtlichen Änderungen, insbesondere im Bürgerlichen Gesetzbuch und im Baugesetzbuch, 
aber auch Potenziale in der Umsetzung durch einheitliche Auslegungs- und Vollzugshinweise 
für die Bauaufsichtsbehörden oder bei er konsequenten Digitalisierung der Bauverwaltung. 
 
Ziel muss es sein, alle Maßnahmen zur Beschleunigung des Wohnungsbaus, zur Senkung der 
Baukosten, Detailvorgaben und Bürokratie zeitnah auf den Weg zu bringen, um die dringend 
benötigten privaten Investitionen in den Wohnungsbau zu initiieren und zu erleichtern. Die 
Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt erfordern eine konsequente Fortsetzung des be-
gonnenen Reformprozesses. Nordrhein-Westfalen muss das Ziel verfolgen, das modernste, 
digitalste und unbürokratischste Bauordnungsrecht Deutschlands zu schaffen. Bauordnungs-
recht darf sich auf die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit konzentrieren und muss dort 
Freiräume schaffen, wo technische Innovationen, wirtschaftlichere Lösungen und mehr Eigen-
verantwortung schneller zu zusätzlichem Wohnraum führen 
 
 

 
3 Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 18/17474, Drittes Gesetz zur Änderung der Lan-
desbauordnung 2018 und weiterer Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen  https://www.land-
tag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17474.pdf 
4 Protokoll des Ausschusses Bauen, Wohnen und Digitalisierung vom 14.04.2026 Apr 18/1188  
https://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA18-1188.pdf  

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17474.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17474.pdf
https://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA18-1188.pdf
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Mit ihrem bereits vor Wochen angekündigten und nun doch kurzfristig vorgelegten Änderungs-
antrag haben die Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Grüne einige Anregungen aus der 
Sachverständigenanhörung aufgegriffen: Insbesondere die Änderung des § 54, mit der eine 
ganze Berufsgruppe trotz nachgewiesener Sachkunde und Eignung von der Erstellung von 
Brandschutzgutachten ohne nachvollziehbaren Grund faktisch ausgeschlossen worden wäre. 
Die Rücknahme dieses Ausschlusses der Brandschutzsachverständigen ist richtig und gebo-
ten. 
 
 
II. Der Landtag begrüßt, 
 
Bauen stärker an den praktischen Erfordernissen der Bau- und Wohnungswirtschaft auszu-
richten und die Potenziale des Gebäudebestands stärker in den Mittelpunkt zu rücken. Weg 
von einer Bauordnung, die jeden Einzelfall nach den Maßstäben eines Neubaus beurteilt, hin 
zu einer Bauordnung, die den Gebäudebestand als Chance begreift und wirtschaftlich tragfä-
hige Lösungen ermöglicht. 
 
Insbesondere begrüßen wir  
 
• die Reduzierung unnötiger bauordnungsrechtlicher Detailvorgaben und die stärkere Ori-

entierung des Bauordnungsrechts an seinen eigentlichen Schutzzielen. Der Landtag 
sieht hierin einen wichtigen ersten Schritt zur Umsetzung des Leitgedankens des Ge-
bäudetyps E und zu mehr Innovation im Bauwesen;  

• die stärkere Berücksichtigung des Bestands gegenüber einer schematischen Anwen-
dung von Neubauanforderungen und damit die Abkehr von kostenintensiven Anforde-
rungen, die einer wirtschaftlichen Modernisierung häufig entgegenstanden (sog. Oldti-
mer-Regelung);  

• die Erleichterungen für Aus- und Umbauten im Gebäudebestand (z.B. Dachgeschoss-
ausbauten, Aufstockungen), Nutzungsänderungen als einen wichtigen Beitrag zur Akti-
vierung vorhandener und zusätzlicher Wohnraumpotenziale; 

• die Aufnahme von Experimentier- und Innovationsmöglichkeiten, die neue Bauweisen, 
innovative Baustoffe und kostengünstigere Lösungen erleichtern können; 

• die Einführung und Ermöglichung der Genehmigungsfiktion; 
• die weitere Digitalisierung der Genehmigungsverfahren sowie die Möglichkeit einer voll-

ständig digitalen Antragstellung. Digitale Verfahren können Planungs- und Genehmi-
gungszeiten erheblich verkürzen und leisten damit einen wichtigen Beitrag zur Beschleu-
nigung des Wohnungsbaus; 

• die stärkere Einbindung qualifizierter privater Sachverständiger in geeigneten Bereichen 
des Genehmigungsverfahrens, soweit hierdurch Bauaufsichtsbehörden entlastet und 
Verfahren beschleunigt werden können, ohne die öffentlichen Schutzziele zu beeinträch-
tigen. 

 
 
III. Der Landtag sieht deshalb weiteren Handlungsbedarf und sieht es als notwendig 

an, 
 
• die Erleichterungen für das Bauen im Bestand über die jetzt vorgesehene Regelung hin-

aus weiter auszubauen und die Möglichkeiten für Aufstockungen bestehender Gebäude 
nicht zu beschränken, soweit die bauordnungsrechtlichen Schutzziele – insbesondere 
Standsicherheit und Brandschutz – gewährleistet bleiben;  

• die Umnutzung bestehender Gebäude weiter zu erleichtern, indem bauordnungsrechtli-
che Anforderungen konsequent auf das zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit 
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erforderliche Maß beschränkt und weitere Abweichungsmöglichkeiten für Bestandsge-
bäude geschaffen werden; 

• den Katalog verfahrensfreier und genehmigungsfreigestellter Vorhaben fortlaufend zu er-
weitern, um Bauaufsichtsbehörden zu entlasten und Bauherren schneller zu Investitio-
nen zu befähigen; 

• die Digitalisierung der Bauaufsicht gemeinsam mit den Kommunen vollständig umzuset-
zen, insbesondere durch eine flächendeckend medienbruchfreie Nutzung des Baupor-
tal.NRW, landeseinheitliche digitale Verfahrensstandards sowie eine durchgängige digi-
tale Kommunikation; 

• den Kommunen als Baugenehmigungs- und Bauaufsichtsbehörden unverzüglich nach In-
krafttreten der Novelle eine landesweit harmonisierte Anwendungshilfe einschließlich ak-
tualisierter Verwaltungsvorschriften zur Landesbauordnung zur Verfügung zu stellen, um 
eine einheitliche Rechtsanwendung, mehr Planungssicherheit und eine zügige Umset-
zung der Reform sicherzustellen; 

• die regelmäßigen Dienstbesprechungen zwischen dem zuständigen Ministerium, den 
Bauaufsichtsbehörden, den kommunalen Spitzenverbänden, der Architektenkammer 
Nordrhein-Westfalen, der Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen sowie den be-
troffenen Berufs- und Wirtschaftsverbänden wieder aufzunehmen, um Auslegungsfra-
gen frühzeitig zu klären, Vollzugserfahrungen auszutauschen und eine landesweit ein-
heitliche Genehmigungspraxis sicherzustellen; 

• eine digitale Wissensdatenbank mit fortlaufend aktualisierten Auslegungshinweisen, Mus-
terlösungen und häufigen Praxisfragen zur Landesbauordnung einzurichten, damit Bau-
aufsichtsbehörden, Planende und Bauherren auf eine einheitliche und transparente Aus-
legungspraxis zurückgreifen können; 

• die Möglichkeiten des Gebäudetyps E konsequent weiterzuentwickeln und innovative 
Bauweisen, serielles und modulares Bauen sowie den Einsatz neuer Baustoffe durch 
weitere bauordnungsrechtliche Erleichterungen und Experimentierklauseln zu fördern. 
Kostensteigernde Detailregelungen sind für die bauordnungsrechtlichen Schutzziele 
nicht erforderlich!  

• gemeinsam mit der Bau- und Wohnungswirtschaft einen kontinuierlichen Baukosten-TÜV 
einzuführen, mit dem sämtliche landesrechtlichen Bauvorschriften regelmäßig auf ihre 
Auswirkungen auf Baukosten, Bürokratie, Genehmigungsdauer und Wohnungsbau 
überprüft werden;  

• gemeinsam mit den Kommunen, den Kammern und den Verbänden der Bau- und Woh-
nungswirtschaft einen kontinuierlichen Dialog zur Weiterentwicklung des Bauordnungs-
rechts zu etablieren, um praktische Erfahrungen frühzeitig in zukünftige Gesetzgebungs-
verfahren einfließen zu lassen- 

 
 
IV. Darüber hinaus sieht der Landtag die Notwendigkeit, sich im Bund einzusetzen 
 
• für eine zügige Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches, damit Abweichungen von an-

erkannten Regeln der Technik im Sinne des Gebäudetyps E zivilrechtlich nicht mehr 
automatisch als Mangel bewertet werden und die bauordnungsrechtlichen Erleichterun-
gen ihre praktische Wirkung entfalten können; 

• für weitere Änderungen des Baugesetzbuches, um Nutzungsänderungen, Nachverdich-
tungen und die Aktivierung von Bestandsgebäuden planungsrechtlich weiter zu erleich-
tern; 

• für planungs- und baurechtliche Erleichterungen bei Maßnahmen der Landes- und Bünd-
nisverteidigung sowie des Zivil- und Katastrophenschutzes, und eine praxisorientierten 
Denkmalschutz für schutzwürdiger Bauwerke und Gebäudeensemble. 
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V. Der Landtag fordert die Landesregierung zudem auf,  
 
dem Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung jährlich über den Stand der Digitalisie-
rung der Bauaufsichtsbehörden, die Entwicklung der Genehmigungszeiten, die Wirkung der 
Landesbauordnung auf die Baukosten sowie den Fortschritt weiterer Deregulierungsmaßnah-
men zu berichten. 
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Angela Freimuth 
 
und Fraktion 
 
 


